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Quellen zur Geschichte von Hochstift und Fürstentum Minden 
aus den Akten des kaiserlichen Reichshofrats1

Einführung
Zu den großen Stärken der Landesgeschichtsforschung zählt seit jeher 
die souveräne Beherrschung der archivalischen Quellen. Gewiss: Auch der 
Landeshistoriker muss aus dem oft reichhaltigen Material der verschie-
denen Archivsparten seine Auswahl treffen. Und er muss vereinfachen, 
damit aus einzelnen Befunden eine problemorientierte Analyse, damit 
aus vielen Geschichten Geschichtsschreibung wird. Gleichwohl ermöglicht 
die Konzentration auf einen definierten Untersuchungsraum oftmals ei-
ne empirische Dichte der Darstellung, die in anderen Zweigen der Ge-
schichtswissenschaft kaum zu erreichen ist. Die Geschichte der Beziehun-
gen zwischen der Landesgeschichte und dem Archivwesen ist deshalb die 
Geschichte einer langen Kooperation zu beiderseitigem Vorteil.

Archivarbeit folgt freilich ihren eigenen Regeln. Denn Archive spiegeln 
politische Bezüge aus Vergangenheit und Gegenwart wider, die man ken-
nen muss, um jene Dokumente zu finden, die für die jeweilige Fragestel-
lung einschlägig sind. Diese vermeintlich banale Feststellung gilt natürlich 
für alle Zweige der Geschichtswissenschaft. Sie gilt jedoch ganz besonders 
für die Landesgeschichte, die einen epochenübergreifenden Ansatz ver-
folgt und deshalb ganz unterschiedliche politische Systeme in ihre Ana-
lysen einbeziehen muss. Es erschließt sich beispielsweise wohl kaum auf 
den ersten Blick, dass wichtige Quellen zur frühneuzeitlichen Geschichte 
Mindens ausgerechnet in Münster verwahrt werden. Schließlich gehört 
Minden heutigen Tags zum Regierungsbezirk Detmold, und das Bundes-
land Nordrhein-Westfalen wird bekanntlich von Düsseldorf aus regiert. 
Man muss eben wissen, dass Minden zwischen 1648 und 1806 als Fürsten-
tum zu Brandenburg-Preußen und nach 1815 zur preußischen, von Müns-
ter aus verwalteten Provinz Westfalen gehörte.

Auf diese Weise prägt jede Epoche den Archiven ihren Stempel auf. 
Generationen von Landeshistorikern haben sich intensiv mit diesen Rah-
menbedingungen historischer Forschung auseinandersetzt, haben sich 
um die Erforschung und Popularisierung der Bestände von Kommunal-, 
Kirchen-, Adels- und Landesarchiven in Deutschland bleibende Verdiens-
te erworben. Dass die Landesgeschichte diesen oft mühsamen Weg wei-
ter beschreitet, verdeutlichen beispielsweise die vor kurzem publizierten 
Kirchenvisitationsprotokolle des Fürstentums Minden aus der Feder von 
Hans Nordsiek.2
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Nicht nur in Westfalen ist es nun freilich an der Zeit, den Radius lan-
desgeschichtlicher Archivarbeit erheblich zu erweitern. Denn einige der 
wichtigsten landesgeschichtlichen Bestände der Frühen Neuzeit werden 
gar nicht in Deutschland, sondern in Österreich verwahrt. Die Existenz 
dieses noch weitgehend verborgenen Schatzes hängt mit einem politi-
schen System zusammen, das ebenso wie das Fürstentum Minden oder 
das Kurfürstentum Brandenburg schon seit langem der Vergangenheit 
angehört, nämlich mit dem Alten Reich. Was hatte dieses Reich mit West-
falen zu tun? Sehr wenig – so meinten zumindest Generationen von 
Landeshistorikern. Walter Schlesinger schrieb beispielsweise 1963: „Die 
deutsche Verfassungsgeschichte der Neuzeit ist […] als Geschichte der 
Reichsverfassung nur die Geschichte eines fortschreitenden Verfalls. Da 
die wirklich lebendigen verfassungsgeschichtlichen Kräfte allein in den 
Landesstaaten beheimatet sind, ist sie in erster Linie Geschichte der lan-
desstaatlichen Verfassung.“3

Mit dieser Einschätzung schloss sich Schlesinger jenem Verdikt an, das 
die preußisch dominierte Geschichtswissenschaft des späten 19. und frü-
hen 20. Jahrhunderts über das Alte Reich gefällt hatte. Den Blick fest auf 
den preußischen Staat, das Haus Hohenzollern und die Reichsgründung 
des Jahres 1871 gerichtet, hatten deren Vertreter für das frühneuzeitliche 
Reich und das Haus Habsburg zumeist nur Spott und Verachtung übrig. 
Aus der Perspektive Treitschkes und Droysens, um lediglich zwei Exponen-
ten der borussischen Richtung zu nennen, bildete das Reich einen Hemm-
schuh der Entwicklung Deutschlands zu einem machtvollen Einheitsstaat 
und folglich einen der Tiefpunkte der Nationalgeschichte.4

Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte hat die Frühneuzeitforschung 
dieses Zerrbild sukzessive überwunden und das Reich in vielen Bereichen 
gewissermaßen rehabilitiert. Das Reich war zwar kein moderner Staat 
und es war – nachdem diesbezügliche Ansätze im 16. Jahrhundert ge-
scheitert waren – auch nicht auf dem Weg dahin. Eine lange unterschätz-
te Wirksamkeit entfaltete das Reich gleichwohl als eine die einzelnen 
Territorien überwölbende Rechts-, Friedens- und Privilegienordnung.5 

Auch auf Reichsebene kam es in diesem Zusammenhang zur Bildung von 
Behörden mit entsprechender Schriftgutproduktion. Sogar ein Reichsar-
chiv kannten die Zeitgenossen bereits. Die Struktur dieses Archivs, das sich 
über mehrere Standorte verteilte, war jedoch – wie so vieles auf Reichs-
ebene – recht kompliziert. Nach Friedrich Franz Schal, einem kurmainzi-
schen Archivrat und Dozenten für Diplomatik, setzte sich das deutsche 
Reichsarchiv im Jahre 1784 aus folgenden Bestandteilen zusammen: dem 
Archiv des Reichshofrats und der Reichskanzlei in Wien, dem Archiv des 
Reichskammergerichts in Wetzlar, dem Archiv des Reichstags in Regens-
burg und schließlich dem Archiv des Kurfürsten von Mainz als Erzkanzler 
des Reiches.6

Diesem Schriftgut stand nach dem Untergang des Alten Reiches im Jah-
re 1806 ein wechselvolles Schicksal bevor. Die Akten des Reichskammer-
gerichts – rund 70.000 an der Zahl – wurden durch eine Kommission des 
Deutschen Bundes auf die Nachfolgestaaten des Alten Reiches aufgeteilt. 
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Zahlreiche deutsche Staatsarchive verfügen deshalb heute über Reichs-
kammergerichtsbestände, die für weite Teile der Geschichtswissenschaft 
und der Rechtsgeschichte von großem Wert sind. Hierzu zählt auch das 
Landesarchiv Nordrhein-Westfalen mit rund 7.000 Akten in den Archiven 
Münster und Detmold.7 Das angeführte Verdikt Schlesingers, wonach das 
Reich aus landesgeschichtlicher Perspektive nur einen nachgeordneten 
Faktor der Verfassungsgeschichte darstelle, ist also völlig falsch. Denn 
7.000 Reichskammergerichtsakten im Landesarchiv Nordrhein-Westfalen 
existieren nur deshalb, weil das Reichskammergericht durch westfälische 
Prozessparteien häufig genutzt wurde und das Gericht folglich einen 
wichtigen Teil der frühneuzeitlichen Justizverfassung darstellte.8

War eingangs von den großen Verdiensten der westfälischen Landesge-
schichte die Rede, muss nun von deren Defiziten gesprochen werden. Denn 
obwohl die Reichskammergerichtsforschung seit mehreren Jahrzehnten 
zu den produktivsten Zweigen der Frühneuzeitforschung zählt und ob-
wohl die Reichskammergerichtsakten deutschlandweit nach einheitlichen 
Richtlinien inventarisiert wurden, lassen Teile der landesgeschichtlichen 
Forschung ein Bewusstsein für die Bedeutung der Reichsebene noch im-
mer vermissen. Wer beispielsweise das 2007 publizierte Handbuch zur Ge-
schichte des Erzbistums Paderborn aufschlägt, muss den Eindruck gewin-
nen, eine Anfechtung von Urteilen der territorialen Obergerichte sei den 
Zeitgenossen nicht möglich gewesen. Denn die Schilderung der Justizver-
fassung endet auf der Ebene des Paderborner Hofgerichts – die Existenz 
der Reichsgerichtsbarkeit wird mit keinem Wort erwähnt.9

Das Haus-, Hof- und Staatsarchiv am Wiener Minoritenplatz. In seinen Be-
ständen finden sich auch zahlreiche hochkarätige Quellen zur frühneu-
zeitlichen Geschichte Westfalens.� Abbildung: Tobias Schenk



8

Die Reichskammergerichtsakten bilden nicht das Thema des vorlie-
genden Beitrages. Sie verdeutlichen jedoch, wie viel Arbeit in den kom-
menden Jahren auf dem Weg zu einer überfälligen Zusammenführung 
von Reichs- und Landesgeschichte noch zu leisten sein wird. Dies gilt erst 
Recht für die übrigen Bestandteile des frühneuzeitlichen Reichsarchivs, 
die sich heute in Wien befinden und von denen nun die Rede sein soll.

Die Wiener „Reichsarchive“ und die Akten des Reichshofrats
In seiner Abteilung „Haus-, Hof- und Staatsarchiv“ am Wiener Minori-
tenplatz verwahrt das Österreichische Staatsarchiv die Bestandsgruppe 
„Reichsarchive“.10 Vereinigt sind darin vier Bestände aus dem ehemaligen 
Reichsarchiv: der österreichische Anteil der Reichskammergerichtsakten, 
das Schriftgut der Reichskanzlei und des Mainzer Erzkanzlers sowie die 
Akten des kaiserlichen Reichshofrats. Zusammengenommen bilden diese 
bislang nur unzureichend erschlossenen Bestände die wichtigste archiva-
lische Quelle zur deutschen Geschichte in der Frühen Neuzeit und eröff-
nen zahlreichen Zweigen der Forschung neue Perspektiven. Wenn sich die 
folgenden Ausführungen auf die Akten des Reichshofrats konzentrieren 
und die übrigen Teile der Bestandsgruppe „Reichsarchive“ weitgehend 
ausklammern, so geschieht dies aus zwei Gründen.

Zum einen bildete der Reichshofrat, der sich in der ersten Hälfte des 
16. Jahrhunderts aus den Hofräten Karls V. und Ferdinands I. entwickelte, 
als Höchstgericht, oberster Lehnshof, Administrationsorgan in Privilegien-
angelegenheiten und als politisches Beratungsgremium des Reichsober-
haupts die wichtigste kaiserliche Reichsbehörde der Frühen Neuzeit.11 Im 
Magazin des Haus-, Hof- und Staatsarchivs ist diese Tätigkeitsfülle noch 
heute in den Dimensionen seines schriftlichen Erbes ablesbar. Denn mit 
Zehntausenden von Akten und Amtsbüchern bildet der Bestand „Reichs-
hofrat“ den wichtigsten Teil der Wiener „Reichsarchive“. Zum Anderen 
werden diese Akten seit 2007 durch die Akademie der Wissenschaften zu 
Göttingen in Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Staatsarchiv und 
der Universität Wien systematisch inventarisiert.12 Für die deutsche Früh-
neuzeitforschung ergeben sich hierdurch auf zahlreichen Feldern neue 
Perspektiven. Denn im Vergleich zum Reichskammergericht, dem zweiten 
Höchstgericht des Reiches, verfügte der Reichshofrat über einen wesent-
lich größeren Tätigkeitsbereich. Aus dieser Konstellation ergeben sich für 
die anzustrebende Zusammenführung von Reichs- und Landesgeschichts-
forschung zwei grundlegende Befunde.

Erstens: Bei den Reichshofratsakten handelt es sich nicht allein um 
Prozessakten. Auf Grundlage der Wiener Überlieferung können folglich 
wesentlich mehr Themen bearbeitet werden als auf Basis der deutschen 
Reichskammergerichtsbestände. Zweitens: Die rechtsprechende Tätig-
keit von Reichskammergericht und Reichshofrat wies in geographischer 
Hinsicht starke Ungleichgewichte auf und wurde insbesondere durch die 
Appellationsprivilegien der Reichsstände beschränkt.13 Wer sich allein mit 
den Prozessakten des Reichskammergerichts beschäftigt, könnte deshalb 
den Eindruck gewinnen, der Nordosten des Reiches mit den weltlichen 
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Kurfürstentümern Sachsen und Brandenburg sei von der Tätigkeit der 
Reichsbehörden kaum erfasst worden.

Eine solche Betrachtungsweise wäre indes sehr einseitig, denn die au-
ßergerichtlichen Funktionen des Reichshofrats erfuhren durch Appella-
tionsprivilegien keinerlei Einschränkung.14 Die Intensität, in der die ein-
zelnen Regionen des Reiches in den Reichshofratsakten aufscheinen, 
schwankt zwar ebenfalls, wobei der Südwesten des Reiches besonders 
markant vertreten ist. Gleichwohl finden sich zentrale verfassungs- und 
kulturgeschichtliche Quellen für jedes Territorium – von Schleswig-Hol-
stein bis Österreich und vom Elsass bis ins Baltikum. Aktuelle Forschun-
gen, die sich mit der Frage von Reichsnähe und -ferne beschäftigen und 
die danach fragen, ob und inwiefern das frühneuzeitliche Reich in den 
einzelnen Territorien präsent war, finden deshalb in den Reichshofratsak-
ten eine ihrer wichtigsten Quellen.

Vor diesem Hintergrund verstehen sich die folgenden Ausführungen 
vor allem als Einladung an die Landesgeschichte, sich die im Rahmen des 
laufenden Erschließungsprojekts geleistete Grundlagenarbeit zu Nutze zu 
machen. Konkrete Beispiele aus dem Hochstift bzw. Fürstentum Minden 
sollen dazu dienen, einen Eindruck vom weitgespannten Tätigkeitsbe-
reich des Reichshofrats und vom großen landes- und ortsgeschichtlichen 
Potenzial seiner Aktenüberlieferung zu vermitteln.15 Als Untersuchungs-
raum erweist sich Minden als besonders reizvoll, weil an seinem Beispiel 
verdeutlicht werden kann, dass die Reichshofratsakten nicht nur für die 
geistlichen Territorien Westfalens, sondern auch für die brandenburgisch-
preußischen Westprovinzen hochkarätige Quellen bereithalten.

Quellen zur Geschichte des Hochstifts Minden bis 1648
Es wurde bereits angedeutet, dass der große Reiz der Wiener Akten in ih-
rer immensen thematischen Bandbreite besteht. Einsetzen ließe sich bei-
spielsweise mit Dokumenten, die im Rahmen der Tätigkeit des Reichshof-
rats als oberster Lehnshof entstanden sind. Anders als die Mediävistik, die 
das Lehnswesen seit einigen Jahren geradezu neu entdeckt,16 tut sich die 
Frühneuzeitforschung mit der Thematik weiterhin schwer. Noch immer 
leben Urteile der bürgerlichen, am modernen Beamtenstaat orientierten 
Geschichtsschreibung des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts fort, 
wonach es sich beim frühneuzeitlichen Lehnswesen bloß um ein mittelal-
terliches Relikt ohne „realpolitische“ Bedeutung gehandelt habe.

Erst in jüngster Zeit – zu nennen sind insbesondere die Pionierstudien 
von Barbara Stollberg-Rilinger und Matthias Schnettger – wächst das Be-
wusstsein für den Stellenwert, welcher dem Lehnswesen für den Reichs-
verband und die Stellung des Kaisers bis weit ins 18. Jahrhundert hinein 
zukam.17 Als oberster Lehnshof steht der Reichshofrat zwangsläufig im 
Zentrum dieses hoch aktuellen Forschungsfeldes. Seine das Lehnswesen 
betreffenden Tätigkeiten, detailliert geregelt in der bis 1806 gültigen 
Reichshofratsordnung von 1654,18 beschränkten sich keineswegs auf ei-
ne routinemäßige Administration der Belehnungen binnen Jahr und Tag 
nach erfolgtem Herren- oder Mannfall, also nach dem Tod eines Kai-
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sers oder Reichsfürsten. Mit dem lehnsherrlichen Amt des Kaisers stand 
auch die Konfirmation fürstlicher Testamente, Erbverbrüderungen, Vor-
mundschaften und Anwartschaften in enger Verbindung. Für die Dyna-
stiegeschichte eines jeden reichsfürstlichen Hauses der Frühen Neuzeit 
enthalten die Reichshofratsakten deshalb erstrangige, zumeist noch un-
bearbeitete Quellen.19

Für Minden reicht die lehnsherrliche Überlieferung ins Jahrhundert vor 
dem Anfall an Kurbrandenburg zurück und umfasst den Zeitraum von 
1557 bis 1639.20 Viele Probleme, die den Reichshofrat in den weltlichen 
Fürstentümern beschäftigten, waren in den geistlichen Territorien ge-
genstandslos, wie beispielsweise Erbverbrüderungen und Anwartschaf-
ten. Gleichwohl enthalten die Reichshofratsakten auch für die Bistümer 
oft wesentlich mehr als bloß die Gesuche der Bischöfe um Verleihung 
der weltlichen Regalien und die Konzepte der nach vollzogenem Beleh-
nungsakt ausgefertigten Lehnsbriefe. So ist es auch in Minden. Die Min-
dener Akte dokumentiert nämlich nichts Geringeres als eines der großen 
Themen deutscher Geschichte am Vorabend des Dreißigjährigen Krieges, 
nämlich die Frage, wie der Kaiser als Oberlehnsherr mit den protestan-
tischen Stiftsadministratoren umgehen solle. Wie Eike Wolgast gezeigt 
hat,21 gingen die Kaiser zwar nicht dazu über, Belehnungsgesuche offen 
zu verweigern. Gleichwohl schwächte der ausbleibende Vollzug der In-
vestitur die Herrschaftslegitimation der Administratoren empfindlich und 
stellte darüber hinaus die Wahrnehmung von Sitz und Stimme im Reichs-
fürstenrat in Frage. Dass die Kaiser ihr oberlehnsherrliches Amt bei aller 
reichspolitisch gebotenen Rücksichtnahme als Hebel für eine Rekatholi-
sierung Mindens einzusetzen gedachten, wird bei Durchsicht der Lehns-
akte rasch deutlich.

Es finden sich beispielsweise die Konzepte zweier kaiserlicher Befehle, 
die im Dezember 1599, also nach der im Januar jenes Jahres erfolgten 
Wahl des protestantischen Herzogs Christian von Braunschweig-Lüne-
burg zum Mindener Bischof, an die Stadt Minden und an den Fiskal am 
Reichskammergericht ergingen. Die Stadt wurde darin angewiesen, sich 
einer kurkölnischen Visitation nicht zu widersetzen, der Fiskal erhielt die 
Order, einen am Reichskammergericht gegen die Stadt anhängigen Pro-
zess zur Restitution von Kirchengut zu beschleunigen.22 Darüber hinaus 
enthält die Akte mehrere Gutachten zur strittigen Nachfolge Christians 
und diesbezügliche Korrespondenz des Kaisers mit dem Kurfürsten von 
Köln. 1617 und 1618 ergingen an die Domkapitel von Minden und Osna-
brück Befehle zur Wahl eines katholischen Kandidaten, für 1623 findet 
sich das Konzept einer Order an das Mindener Kapitel, Erzherzog Karl 
zum Koadjutor zu wählen.23 Ohne an dieser Stelle auf Details einzugehen, 
kann also festgehalten werden, dass die reichshofrätlichen Lehnsakten ei-
ne wichtige Quelle zur Geschichte Mindens im Zeitalter von Reformation 
und Dreißigjährigem Krieg darstellen.

Doch nicht nur als Lehnshof entfaltete der Reichshofrat eine auf Min-
den bezogene Tätigkeit. In separaten Serien ist die Vergabe von Privilegi-
en, Konzessionen und diversen Schutzdokumenten durch den Reichshof-
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rat dokumentiert, wobei die Bandbreite von Fabrik- und Handels- bis hin 
zu Druckprivilegien reicht.24 Von besonderer Bedeutung in Kriegs- und 
Krisenzeiten war die Ausstellung von Schutz- und Passbriefen sowie von 
Salva Guardien, die dem Empfänger Schutz vor militärischen Einquartie-
rungen verhießen. Dass sich auch Antragsteller aus dem 1625 durch kai-
serliche Truppen besetzten Minden um solche Dokumente bemühten, ist 
kaum verwunderlich. Schutzbriefe wurden beispielsweise 1627 für den 
Mindener Bürgermeister Heinrich Brüning und dessen Sohn Johann sowie 
für die Stadt selbst ausgestellt,25 1629 für den braunschweigischen Amt-
mann in Minden26 und für den jüdischen Münzfaktor Meyer Wallich.27

Hohen Quellenwert kann auch die Aktenserie der Preces primariae be-
anspruchen.28 Sie dokumentiert die praktische Umsetzung des aus dem 
Mittelalter herrührenden Gewohnheitsrechts der Ersten Bitte. Danach 
stand dem König in den Stiften des Reiches die Besetzung der ersten nach 
seiner Krönung freiwerdenden Präbende zu. Die diesbezüglichen Reichs-
hofratsakten, die sich auf insgesamt 35 Kartons summieren, bilden eine 
wichtige Quelle für die Entwicklung der kaiserlichen Klientelpolitik eben-
so wie für die Geschichte einzelner Domkapitel, Klöster und Kollegiatstif-
te, sind jedoch noch immer weitgehend unerforscht. Interessant sind die 
Gesuche um die Verleihung einer Präbende nicht zuletzt deshalb, weil sie 
Aufschluss darüber geben, wie die Antragsteller die jeweilige politische 
Großwetterlage einschätzten. Denn mit der Verleihung einer Pfründe am 

Im Magazin des Haus- Hof- und Staatsarchivs erstrecken sich die Reichs-
hofratsakten über drei Etagen. � Abbildung: Tobias Schenk
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fernen Kaiserhof war es für den Begünstigten natürlich nicht getan, er 
musste diesen Anspruch auch vor Ort durchsetzen.

Wenn beispielsweise der Kölner Kleriker Hugo Averdunk im Jahre 
1630 um Verleihung einer Präbende in den Mindener Kollegiatstiften St. 
Martini oder St. Johannis nachsuchte,29 so hatte er dabei sicherlich den 
Siegeslauf der kaiserlichen Heere vor Augen. Gewiss, St. Martini und 
St. Johannis waren zu diesem Zeitpunkt noch immer katholische Stifte, 
Averdunks Gesuch also keineswegs absurd. Allerdings gelangten in jenen 
Jahren zahlreiche Gesuche an den Reichshofrat, die aus der Rückschau 
phantastisch anmuten, da sie sich auf längst säkularisiertes Kirchengut 
in den protestantischen Territorien, etwa in der Kurmark Brandenburg, 
bezogen.30 Verständlich werden diese Suppliken nur vor dem Hintergrund 
der im katholischen Lager verbreiteten Erwartung, ein Gütertransfer ge-
waltigen Ausmaßes stehe unmittelbar bevor. Über die Germania Sacra 
hinaus bilden die Reichshofratsakten zum Recht der Ersten Bitte also ei-
ne wichtige Quelle der Frühneuzeitforschung, die auch für das Hochstift 
Minden von Bedeutung ist.

Die bislang vorgestellten Akten entstammen der sogenannten Lehns- 
und Gratialregistratur des Reichshofrats, in der vor allem Verfahren in 
Lehns- und Privilegienangelegenheiten dokumentiert sind. Den mit Ab-
stand größten Teil des Reichshofratsbestandes bildet indes die aus ver-
schiedenen Serien bestehende Judizialregistratur, welche vornehmlich 
die überlieferten Prozessakten der Behörde enthält. Zwei dieser Judizi-
alserien, nämlich die vor allem das 16. und 17. Jahrhundert abdecken-
den „Alten Prager Akten“ und „Antiqua“, stehen im Mittelpunkt der 
gegenwärtigen Erschließungsarbeiten. Als Zwischenergebnis dieser Be-
mühungen zeichnet sich ab, dass auch das Hochstift Minden schon im 16. 
Jahrhundert von der Judikatur des Reichshofrats in weitem Umfange er-
fasst wurde. Bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich zahlreiche 
Prozesse namhaft machen, an denen der Bischof, das Domkapitel oder 
die Stadt als Kläger bzw. Beklagte beteiligt waren. 1570 beispielsweise 
gelangte eine Klage von Bischof, Domkapitel und Geistlichkeit vor den 
Reichshofrat, in der die Stadt der Verweigerung von Reichssteuern, der 
Anmaßung von Jurisdiktionsbefugnissen über Stiftsuntertanen, Injurien 
sowie des Land- und Religionsfriedensbruchs beschuldigt wurde.31 Auf-
schlussreiche Quellen zur turbulenten Geschichte des Hochstifts in den 
1620er Jahren enthält eine Akte, welche die Rekatholisierungspläne des 
Jesuitenordens in den Jahren 1628 bis 1631 betrifft.32 Darin findet sich 
etwa ein Bericht Tillys vom Oktober 1628 über die Restitution säkulari-
sierter Kirchengüter in den Bistümern Minden, Bremen, Verden und in 
der Stadt Stade sowie ein Kommissionsbericht Bischof Franz Wilhelms von 
Osnabrück vom Juli 1631 über die Einsetzung der Jesuiten in das Min-
dener Marienstift. Ebenfalls vor kurzem verzeichnet wurde ein 1631 an 
den Kaiser gerichtetes Gesuch der Ritterschaft des Bistums Münster, auf 
diese Übertragung zu verzichten.33 Große stadtgeschichtliche Bedeutung 
kommt auch dem Restitutionsprozess zu, den der Benediktinerorden seit 
1626 vor dem Reichshofrat gegen die Stadt führte.34 Fast 400 Blatt aus 
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Im Zuge der laufenden Erschließung der Reichshofratsakten sind der For-
schung bereits zahlreiche, bislang unbekannte Quellen zur Geschichte 
von Hochstift bzw. Fürstentum Minden zugänglich gemacht worden. Da-
zu zählt auch diese Handzeichnung von Haus Hüffe aus dem Jahr 1599. 
ÖSta HHSta, RHR, APA, K. 37, Bl. 158� Foto: Manfred Huber
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den Jahren 1630 bis 1637 umfasst eine Akte zur Auseinandersetzung 
zwischen Bischof Franz Wilhelm einerseits, dem Mindener Domkapitel 
und Domkapitular Bernhard von Mallinkrodt andererseits, um die Admi-
nistration des Stifts Minden und das Recht des Kapitels zur Wahl eines 
Koadjutors.35 Mit mehr als 800 Blatt noch wesentlich umfangreicher ist 
die Reichshofratsakte zur Klage von Bischof und Domkapitel von Minden 
gegen die verwitwete Gräfin Elisabeth von Holstein-Schaumburg in der 
Auseinandersetzung um die Grafschaft Schaumburg nach dem Erlöschen 
des Grafengeschlechts mit dem Tod Ottos V.36

Auf all diese Verfahren soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen 
werden. Denn die Reichshofratsakten enthalten nicht nur zentrale Quel-
len für das Hochstift Minden, sondern eröffnen darüber hinaus hoch 
innovative Perspektiven für eine Verknüpfung von Mindener Landesge-
schichte und Preußenforschung. Im Folgenden soll deshalb der Blick auf 
die Geschichte Mindens nach 1648 gerichtet werden.

Quellen zur Geschichte des Fürstentums Minden nach 1648
Die Preußenforschung wusste sich in ihrer klassischen Periode, also wäh-
rend des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts, einer in hohem Maße 
etatistischen Geschichtsbetrachtung verpflichtet.37 Im Zentrum des wis-
senschaftlichen Interesses stand die Entwicklung der preußischen Militär-
monarchie als notwendige Voraussetzung der Reichsgründung von 1871. 
Diese dezidiert preußisch-kleindeutsche Perspektive ging mit einer syste-
matischen Diskreditierung gegenläufiger Strukturen in der neueren deut-
schen Geschichte einher. Die meisten Fachvertreter äußerten sich zwar 
differenzierter als ein Johann Gustav Droysen, der das habsburgische Kai-
sertum der Frühen Neuzeit schlichtweg als „Fremdherrschaft“38 verdamm-
te. Doch auch in den Werken Otto Hintzes oder Reinhold Kosers, denen 
ein bleibender Wert für die Geschichtswissenschaft nicht abgesprochen 
werden kann, ist von einer ausgewogenen Betrachtung des Heiligen Rö-
mischen Reiches wenig zu spüren.

Im seiner am Vorabend des Ersten Weltkrieges publizierten Geschichte 
der brandenburgisch-preußischen Politik übte Koser moderate Kritik an 
Droysens allzu holzschnittartig formulierter These eines deutschen Berufs 
Preußens, definierte Politik jedoch weiterhin als „Verhalten eines Staa-
tes inmitten anderer Staaten“ und die Geschichte der brandenburgisch-
preußischen Politik als „die Entwicklungsgeschichte der deutschen Groß-
macht“.39 Bei näherem Hinsehen offenbart sich, dass das Heilige Römische 
Reich für ein solches Geschichtsbild ein großes Problem darstellen musste. 
Denn die Aufsichts- und Interventionsrechte, über die das Reich trotz aller 
staatlichen Defizite gegenüber den Territorien verfügte, führen zu der Er-
kenntnis, dass Brandenburg-Preußen über Jahrhunderte hinweg nicht nur 
keine Großmacht, sondern nicht einmal eine souveräne Macht war. Die 
„Legende von der landesherrlichen Souveränität“40 bildete deshalb kein 
Anhängsel, sondern die Grundlage des kleindeutschen Geschichtsbildes, 
an dessen Konstruktion sich auch Teile der westfälischen Landesgeschich-
te beteiligt haben. Deutlich wird dies beispielsweise in der 1909 publizier-
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ten und Kaiser Wilhelm II. „in Liebe und Treue“ gewidmeten Festschrift 
„Minden-Ravensberg unter der Herrschaft der Hohenzollern“. Heraus-
geber Hermann Tümpel fasste darin die Geschichte Minden-Ravensbergs 
nach 1648 folgendermaßen zusammen: Die Landesherren taten „was sie 
wollten und ließen Kaiser und Reich reden und schreiben“.41

Diese einseitige Fixierung auf den brandenburgisch-preußischen Staats-
bildungsprozess geriet in jüngerer Zeit allerdings zunehmend in die Kri-
tik. Neuere Studien betonen die regionalistische Grundstruktur Branden-
burg-Preußens, die im Osten wie im Westen über Jahrhunderte hinweg 
wirksam blieb.42 Diese überfällige Neuausrichtung der Preußenforschung 
steckt freilich in vielen Bereichen noch in den Kinderschuhen und droht 
zudem durch eine stark auf Berlin und Potsdam fixierte Jubiläums- und 
Eventkultur konterkariert zu werden. Die Existenz des Preußenmuseums 
Nordrhein-Westfalen und einer in der westfälischen bzw. rheinischen 
Landesgeschichte fest verankerten Preußenforschung ist also notwendi-
ger denn je, sofern eine ahistorische „Brandenburgisierung“43 der preußi-
schen Geschichte vermieden werden soll. Als Grundlage einer um Ausge-
wogenheit bemühten Geschichtsbetrachtung taugt Tümpels Treueschwur 
von 1909 freilich ebenso wenig wie jener Affekt gegenüber „Ostelbien“, 
der weite Teile der bundesrepublikanischen Geschichtswissenschaft nach 
1945 prägte. Nachdem das Thema Preußen seine politische Aufladung 
verloren hat, kann heute ganz nüchtern nach den weißen Flecken des 
kleindeutschen Geschichtsbildes gefragt, können neue Forschungsfelder 
erschlossen werden, um unsere Kenntnis der Vergangenheit zu erweitern.

Hierzu kann man beispielsweise mit Wolfgang Neugebauer nach der 
Verankerung der preußischen Stände in einer vorabsolutistischen ostmit-
teleuropäischen Libertaskultur fragen44 oder den Blick mit Michael Kaiser 
auf die Bedeutung der Niederlande für die politische Kultur in Kleve und 
Mark richten.45 Besonders weitreichende Forschungsperspektiven knüp-
fen sich einmal mehr an die Akten des Reichshofrats. Volker Press hat 
bereits in den 1980er Jahren darauf hingewiesen, dass der Behörde im 
Rahmen des Wiederaufstiegs des habsburgischen Kaisertums nach 1648 
immense Bedeutung zugekommen sei.46 Darüber hinaus belegen neue-
re quantifizierende Studien zum Prozessaufkommen am Reichshofrat die 
große Attraktivität des kaiserlichen Gerichtshofs, der das Reichskammer-
gericht bereits im 17. Jahrhundert zu überflügeln begann.47 Die Relevanz 
dieser Befunde für die Geschichte Brandenburg-Preußens wird deutlich, 
wenn man sich vor Augen führt, dass die Hohenzollern im Laufe des 17. 
Jahrhunderts mit Minden, Halberstadt, Magdeburg und Kleve Territorien 
erwarben, in denen der Reichsgerichtsbarkeit traditionell eine hohe Be-
deutung zukam.48 Dass sich das Koordinatensystem der dortigen Rechts-
kultur mit dem Tag der brandenburgischen Besitznahme schlagartig auf 
Berlin und Potsdam ausrichten würde, stand kaum zu erwarten. Denn 
die Hohenzollern verfügten zwar in den Kurlanden seit 1586 über ein 
unbeschränktes Appellationsprivileg, das die Anfechtung von Urteilen 
der territorialen Instanzen vor den Reichsgerichten im Regelfall unter-
sagte.49 Dieses Privileg bezog sich indes ausschließlich auf den branden-



16

burgischen Territorialbesitz von 1586, besaß also in allen später hinzuge-
wonnenen Gebieten keine Geltung.50 Dort übernahmen die Hohenzollern 
als Rechtsnachfolger der vormaligen Landesherren gegebenenfalls älte-
re Appellationsprivilegien. Da die Kaiser den Bischöfen von Minden zu 
keinem Zeitpunkt ein Appellationsprivileg verliehen hatten, unterlagen 
Appellationen aus dem Fürstentum jedoch lediglich den Beschränkungen 
des allgemeinen Reichsrechts.51 Wie aber vertrugen sich die fortdauern-
de kaiserliche Justizaufsicht über die territorialen Gerichte und der sich 
beschleunigende brandenburgisch-preußische Staatsbildungsprozess? 
Wenngleich in jüngerer Zeit verschiedentlich auf die Bedeutung dieser 
Frage hingewiesen wurde,52 liegen bislang noch keine Studien vor, die sich 
auf empirischer Basis mit der Tätigkeit des Reichshofrats in den außerhalb 
der Kurlande gelegenen brandenburgischen Reichsterritorien befassen. 
Eine systematische Auswertung der Reichshofratsakten verspricht deshalb 
nicht nur einen wesentlichen Beitrag zur Geschichte Brandenburg-Preu-
ßens, sondern ebenso zur Landesgeschichte Westfalens, des Rheinlandes 
und Sachsen-Anhalts im 17. und 18. Jahrhundert.

Für Kurfürst Friedrich Wilhelm bildete die Zurückdrängung der Reichs-
gerichtsbarkeit von Beginn an ein wichtiges politisches Anliegen. Durch 
gütliche Vereinbarungen suchte er die Landstände in den außerhalb der 
Kurlande gelegenen Territorien zu einem freiwilligen Verzicht auf ihr 
Recht zur Appellation an die Reichsgerichte zu bewegen. Erfolg hatte er 
mit diesem Ansinnen lediglich 1653 in der Grafschaft Ravensberg, für die 
in der Folge in Cölln an der Spree ein eigenes Appellationsgericht einge-
richtet wurde.53 In allen anderen Territorien sah sich der Kurfürst gezwun-
gen, das Appellationsrecht durch Landtagsrezesse oder Separaterklärun-
gen ausdrücklich zu bestätigen.54 Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
dass von diesem Recht auch in Minden noch über Jahrzehnte hinweg 
reger Gebrauch gemacht wurde. Bereits Kurt Perels konnte nachweisen, 
dass allein in den 1690er Jahren 22 Appellationen an das Reichskammer-
gericht gelangten, die sich gegen Urteile Mindener Instanzen richteten.55

Vor diesem Hintergrund intensivierten sich die Bemühungen der Kur-
fürsten, den Geltungsbereich ihres unbeschränkten Appellationsprivilegs 
auf die außerhalb der Kurlande gelegenen brandenburgischen Reichs-
territorien auszudehnen. Trotz der Unterstützung, die Friedrich III. der 
Hofburg im Spanischen Erbfolgekrieg gewährte, blieb diesen Initiativen 
ein vollständiger Erfolg versagt. Allerdings verlieh Kaiser Leopold I. 1702 
ein Privileg, das den Mindeststreitwert in den Herzogtümern Magdeburg, 
Kleve und Pommern, den Fürstentümern Halberstadt, Minden und Cam-
min sowie den Grafschaften Mark und Ravensberg auf 2.500 Goldgulden 
festsetzte.56 Die Hürden für die Anfechtung von Urteilen an den Reichsge-
richten wurden hierdurch zwar erheblich erhöht, der Weg an Reichskam-
mergericht und Reichshofrat jedoch keineswegs prinzipiell versperrt.57 

Ohnehin ist der bisherige, ausschließlich auf Basis der Reichskammerge-
richtsakten basierende Forschungsstand dazu geeignet, die Wirksamkeit 
des Privilegs von 1702 zu überschätzen. Kurt Perels konnte zwar nach-
weisen, dass die Zahl der Appellationen an das Reichskammergericht seit 
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der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert drastisch zurückging.58 Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, dass das Reichskammergericht neben dem 
Reichshofrat nur eines von zwei Höchstgerichten des Reiches war, gegen-
über dem kaiserlichen Gerichtshof immer weiter ins Hintertreffen geriet 
und zwischen 1704 und 1711 sogar völlig stillstand.59 Im Gegensatz da-
zu erreichte die kaiserliche Stellung im Reich und mit ihr die Bedeutung 
des Reichshofrats unter den Kaisern Joseph I. und Karl VI. gerade erst 
ihren Zenit.60 Der quantitative Rückgang der Appellationen an das Reichs-
kammergericht ist deshalb zwar ein wichtiger Befund, erlaubt für sich 
genommen jedoch keineswegs direkte Rückschlüsse auf den Stellenwert, 
welcher der Reichsgerichtsbarkeit im frühen 18. Jahrhundert in den bran-
denburgischen Reichsterritorien zukam.

Die Einbeziehung der Reichshofratsüberlieferung ermöglicht ein we-
sentlich differenzierteres Bild und legt den Schluss nahe, dass sich die 
weitgehende Emanzipation des brandenburgisch-preußischen Justizwe-
sens vom Reich erst in der Regierungszeit Friedrich Wilhelms I. (1713-
1740) vollzog. Schon Friedrich I. hatte den zeitweiligen Stillstand des 
Reichskammergerichts justizpolitisch auszunutzen versucht. Im Juli 1704 
erließ der Hohenzoller ein Edikt, das die Appellation an das Reichskam-
mergericht untersagte und die Beschwerdeführer stattdessen an das ei-
genmächtig (und somit reichsrechtswidrig) gegründete Oberappellati-
onsgericht Berlin verwies.61 Die faktische Durchsetzung dieses Anspruchs 
blieb indes Friedrich Wilhelm I. überlassen, dessen weit ausgreifende 
Reformpolitik in zahlreiche überkommene Besitzstände eingriff und ins-
besondere am Reichshofrat zu einer regelrechten Klagewelle gegen den 
Preußenkönig führte.62 Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang ein 
Stoßseufzer des Prinzen Eugen, der sich 1725 gegenüber seinem Berliner 
Sondergesandten von Seckendorff darüber beschwerte, der Reichshofrat 
habe mit Brandenburg-Preußen beinahe genau so viel Scherereien wie 
mit dem gesamten übrigen Reich zusammengenommen.63

Erst in den 1730er Jahren verlor der Reichshofrat in den brandenburgi-
schen Reichsterritorien massiv an Boden. Dieser Bedeutungsverlust hing 
nicht allein mit der immer deutlicher zu Tage tretenden Unfähigkeit des 
Kaiserhofes zusammen, Urteile gegen einen armierten Reichsstand vom 
Gewicht Brandenburg-Preußens auch tatsächlich durchzusetzen.64 Auch 
ein grundlegender Wandel der politischen Großwetterlage schlug auf die 
Judikatur des Reichshofrats unmittelbar durch. Nachdem absehbar ge-
worden war, dass Karl VI. kein männlicher Nachwuchs vergönnt sein wür-
de, sah sich der Habsburger gezwungen, zur Durchsetzung der Pragmati-
schen Sanktion und der damit verbundenen Erbfolge seiner Tochter Maria 
Theresia um die diplomatische Unterstützung des Königs zu werben. Den 
Appellanten, die der Kaiserhof in den Jahren zuvor mitunter sogar unter 
der Hand zu Klagen gegen Friedrich Wilhelm ermuntert hatte, wurde so-
mit der notwenige Rückhalt entzogen.65 Offenbar führten diese Faktoren 
bereits in den 1730er Jahren zu einer weitgehenden Zurückdrängung der 
Reichsgerichtsbarkeit aus den brandenburgisch-preußischen Reichsterri-
torien – ein Prozess, der 1746/50 mit der Verleihung eines unbeschränk-
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ten Appellationsprivilegs an Friedrich den Großen zu seinem formalen 
Abschluss gelangte.66

Die hier in Umrissen skizzierte, bislang völlig unzureichend erforschte 
Etablierung eines auf Berlin ausgerichteten Instanzenzuges bildete nicht 
allein eine wichtige Etappe des preußischen Staatsbildungsprozesses, son-
dern ist darüber hinaus von eminenter landesgeschichtlicher Bedeutung. 
Denn vor Ort – von Magdeburg im Osten bis Kleve im Westen – war die 
„Umpolung“ des Justizwesens keineswegs ein Selbstläufer, sondern wur-
de über Jahrzehnte hinweg von Konflikten begleitet. Dies gilt auch für 
das Fürstentum Minden. Vor allem das Mindener Domkapitel und einzel-
ne Domherren, das Kollegiatstift St. Martin, das Marienstift und Adelsfa-
milien wie die Chalon (genannt Gehlen) oder die von Cornberg riefen den 
kaiserlichen Gerichtshof noch bis ins 18. Jahrhundert in erster oder zwei-
ter Instanz an. Auch außergerichtliche Suppliken sind dokumentiert. Bei-
spielsweise wandte sich 1681 das Damenstift St. Marien an Kaiser Leopold 
und bat um Fürbittschreiben an Kurfürst Friedrich Wilhelm, der sich nach 
Ansicht des Stifts der unbefugten Vergabe von Pfründen durch das Recht 
der Ersten Bitte schuldig gemacht hatte. Auf Grundlage eines Reichshof-
ratsgutachtens wurde schließlich der kaiserliche Resident am Berliner Hof 
angewiesen, sich beim Kurfürsten für das Stift zu verwenden.67 Mit einer 
Extrajudizialappellation fochten Domkapitel, Ritterschaft und Geistlich-
keit des Stifts 1692 einen Entscheid der Mindener Regierung an, der auf 
die Heranziehung der Appellanten zur Akzise abzielte.68 Auch die sich 
im frühen 18. Jahrhundert noch einmal verschärfenden konfessionellen 
Spannungen im Reich69 fanden in den Reichshofratsakten ihren Nieder-
schlag. 1708 klagte die katholische Geistlichkeit des Stifts am Kaiserhof 
über Repressalien, welche die Mindener Regierung auf Geheiß Friedrichs 
I. zur Vergeltung von Ausschreitungen gegen den kurbrandenburgischen 
Residenten in Köln eingeleitet hatte.70 Einige Jahre später, 1724, war 
Friedrich Wilhelm I. mit einer Klage des Domkapitels konfrontiert, dem 
er die Feier des Osterfestes nach dem Gregorianischen Kalender unter-
sagt hatte. Das Kapitel sah dadurch seine „Gewißens-Freyheit“ gefährdet 
und hoffte auf den Schutz des Kaisers als „Clericorum Advocatus, Defen-
sor, Custos et Protector“.71 Auch durch benachbarte Reichsstände wurden 
die Kurfürsten bzw. Könige als Fürsten von Minden wiederholt verklagt. 
Beispielsweise liegen vor allem aus den 1720er Jahren mehrere Akten zu 
Herrschafts- und Jurisdiktionskonflikten mit den Grafen von Schaumburg-
Lippe vor.72

Die Akten zu diesen Konflikten sind zu umfangreich, als dass sie an 
dieser Stelle ausgewertet werden könnten. Anhand eines Beispiels soll 
jedoch das weitreichende Potential verdeutlicht werden, das mit der Wie-
ner Überlieferung für zahlreiche aktuelle landes- und preußengeschicht-
liche Forschungsfragen verbunden ist. So verdeutlicht etwa eine Akte 
aus dem Jahre 1724, mit welchen Methoden Behörden wie die Mindener 
Kriegs- und Domänenkammer vorgingen, um Reichshofratsprozesse zu 
hintertreiben.73 Den Hintergrund bildete ein Konflikt mit der Familie von 
Chalon um ein in Lübbecke gelegenes Tafelgut, in dem sich die Chalons 
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an den Kaiser gewandt hatten. Weisungsgemäß versuchte Kammerdirek-
tor Simon Justus Voigt, den Prozess dadurch zu torpedieren, dass er die 
Zustellung der Vorladung an den Kaiserhof unterband, indem er den zu-
stellenden kaiserlichen Notar beschimpfte und bedrohte. In Wien leitete 
der kaiserliche Fiskal deshalb gegen den Mindener Kammerdirektor ein 
Verfahren wegen Beleidigung der kaiserlichen Majestät ein. Voigt gab 
sich in einem Bericht an die Mindener Regierung empört und stellte die 
rhetorische Frage, was wohl aus den preußischen Behörden werden wür-
de, wenn es Untertanen gestattet werde, die Tätigkeit der Beamten von 
den Reichsgerichten untersuchen zu lassen.

Es sind Akten wie diese, die dem Forscher verdeutlichen, wie der preu-
ßische Staatsbildungsprozess an der Basis ablief und welche Methoden 
von der Obrigkeit angewandt wurden, um unliebsame Identitäten und 
Loyalitäten zu brechen. Die Überlieferung des Reichshofrats bietet des-
halb nicht allein farbige Sittenbilder aus dem frühneuzeitlichen Minden, 
sondern eröffnet aktuellen Forschungen, die Staatsbildung als kulturel-
len Prozess begreifen74 und dabei gezielt auch nach „Gegenidentitäten“75 
fragen, zahlreiche Anknüpfungsmöglichkeiten.

Fazit
Die laufende Erschließung der Reichshofratsakten durch die Akademie 
der Wissenschaften zu Göttingen kommt nicht allein aus der Sicht der all-
gemeinen Frühneuzeitforschung und der Rechtsgeschichte einem empi-
rischen Quantensprung gleich. Auch für die Landesgeschichte bieten sich 
– nicht zuletzt in Nordrhein-Westfalen – zahlreiche reizvolle Perspektiven. 
Im Reichshofratsbestand stößt man auf Tausende bislang unerforschter 
Akten, die sich auf das Land zwischen Rhein und Weser beziehen. Das 
1648 säkularisierte Hochstift Minden ist als Fallbeispiel besonders gut da-
zu geeignet, zu verdeutlichen, dass dieser Befund sowohl für die geist-
lichen wie auch für die weltlichen Territorien der Frühen Neuzeit gilt. 
Neben den kleineren weltlichen Herrschaftsgebieten sind, soviel lässt 
sich bereits heute sagen, besonders die Bistümer in der Wiener Überlie-
ferung gut dokumentiert. Für die Geschichte der geistlichen Territorien 
im Nordwesten des Reiches, deren Erforschung sich unter anderem der 
landesgeschichtliche Lehrstuhl der Universität Paderborn auf die Fahnen 
geschrieben hat,76 bilden die Akten des Reichshofrats deshalb eine Quelle 
von kaum zu überschätzender Bedeutung.

Substantiell neue Erkenntnisse versprechen die Reichshofratsakten 
auch für die Rechts- und Kulturgeschichte der außerhalb der Kurlande ge-
legenen Reichsterritorien Brandenburg-Preußens im Zeitraum zwischen 
dem Ende des Dreißigjährigen Krieges und der Mitte des 18. Jahrhun-
derts. Alwin Hanschmidt hat mit Blick auf das 18. Jahrhundert von „zwei 
nebeneinander existierenden Westfalen“77 gesprochen und damit auf 
die fortdauernde Orientierung der geistlichen Territorien am Reich bei 
gleichzeitiger Einbindung der brandenburgischen Westprovinzen in die 
preußische Monarchie abgehoben. Über dieser prinzipiell durchaus trag-
fähig erscheinenden verfassungsgeschichtlichen Differenzierung sollte 
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eines jedoch nicht außer Acht bleiben: Jenes volatile Spannungsfeld von 
„Expansion und Integration“,78 das die Geschichte des Hohenzollernstaa-
tes seit dem 17. Jahrhundert prägte, schlug sich nicht zuletzt in konkurrie-
renden Geltungsansprüchen auf dem Gebiet des Gerichtswesens nieder. 
Scharfe, immer mehr ins Grundsätzliche gehende Auseinandersetzungen 
zwischen Wien und Potsdam, die in der Regierungszeit Friedrich Wilhelms 
I. ihren Höhepunkt erreichten, waren die Folge. Auch in Minden bildete 
der Reichshofrat nach 1648 noch über Jahrzehnte hinweg einen nicht zu 
vernachlässigenden Faktor im Rechtsleben des Fürstentums. Sein Bedeu-
tungsverlust zugunsten eines auf Berlin ausgerichteten Instanzenzuges 
– und damit auch ein deutlicher Rückzug des Reiches aus der Lebens-
welt der Untertanen – bildete für die Hohenzollern keinen Selbstläufer, 
sondern war das Ergebnis langjähriger zäher Bemühungen, die vor Ort 
durchaus auf Widerstand stießen. Anders als unlängst zu lesen war, bildet 
das Alte Reich also keineswegs einen „historiographischen Modetrend“,79 
den die Preußenforschung einfach aussitzen könnte, sondern ein wichti-
ges Feld für innovative Studien.

Wie auch immer die Ergebnisse künftiger Forschungen im Detail ausse-
hen mögen, kann doch an Einem kein Zweifel bestehen: Die westfälische 
Landesgeschichte ist dazu berufen, sich im Dialog mit der allgemeinen 
Frühneuzeitforschung und der Rechtsgeschichte an der Auswertung der 
Reichshofratsakten zu beteiligen und unsere Kenntnis über die Geschich-
te Westfalens vom 16. bis zum 18. Jahrhundert wesentlich zu vertiefen. 
Bei der Konzeption von Forschungsvorhaben wird die Wiener Arbeitsstel-
le der Akademie der Wissenschaften zu Göttingen gern beratend zu Seite 
stehen.
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